
l
tr
tr
tr
tr

Die Welt

FAZ

Bitd

Süddeutsche Zeitung

Ausschnitt vom #.1 . /,?- l6 aus

Westf älischer Anzeiger

Westfälische Rundschau Dtmd.

Westd. Allgemeine Zeitung

Ruhrnachrichten Doft mund

fl
u
T
l

tr
T
tr
tr

Frankfurter Rundschau

HellwegerAnzeiger

Werler Anzeiger/Beobachter

Ahlener TageblatVDie G locke

Gebührensatzung für den öffentlichen Gesundheitsdienst der Stadt Hamm vom 19.12.2016

Der Rat der Stadt Hamm hat in seiner Sitzung am 13.12.2016 die folgende Satzung beschlossen.

Sie beruht auf den nachstehenden Vorschriften:. ss 7 und 41 der Gemeindeordnung [ü1 das !q1Q.llordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vöm 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666 / SGV. NBW. 2023),

. ss 1 , 2, 4 und 5 dds Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen vom 21 . Oktober 1 969
(GV. NW. S. 712 / SGV. NW. 610),

- jeweils in der gegenwärtig geltenden Fassung.

Für amriche Bescheinigunsen, z"rgni"..§rl"%3,::"^tßli:i[3ef,s'3to*,rq4z.lynd 1e satz 1 des cesetzes
über den öffentlichen Gäsu-ndheitsdi'enst des Landes Nordihein-Weitfalen (ÖGDG NRW vom 25.1 1 .1997, GV' NW.
1 997 S. 430 / SGV. NRW. 212O\ in der gegenwärtig geltenden Fassung, werden Verwaltungsgebühren nach dieser
Satzung erhoben. Eine Gebührönerhebung aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt.

§ 2 Gebührenbemessung
(1) Die Gebühren bemessen sich nach dem änliegenden Gebührentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. Mündli-

che Auskünfte sind gebührenfrei.
(2) Sind Rahmensätze iür Gebühren vorgesehen, so ist bei der Festsetzung der Gebühr im Einzelfall der mit der' - 

Amtshandlung verbundene Verwaltungs- und Zeitaufwand zu berÜcksichtigen.
(3) Wird ein Anträg auf eine gebührenpflichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen,.so' ' sind 10 bis 75-v.H. der Gäbünr zu erhebdn, die beilhreiVornahme zu erheben wären. Wird der Antrag lediglich

wegen Unzuständigkeit abgelehnt, so ist keine GebÜhr zu erheben.
(4) Für"Widerspruchsb-escheidä wird nur dann eine Gebühr erhoben, wenn der Venrvaltungs.akt, gegen den.Wider-' ' spruch erhbben wird, gebührenpflichtig ist und wenn und soweit der Widerspruch zurÜckgewiesen wird. Die

Gebühr beträgt hOch6täns die Hälfte deJ für den angefoctrtenen Verwaltungsakt festzusetzenden Gebühr.
(5) ln den Fällen der Abs. 3 und 4 wird die Gebühr auf volle Euro abgerundet.

§ 3 Auslagenersatz
(1) Werden im Zusammenhang mit der Amtshandlung Auslagen notwendig, die nicht bereits in die Gebühr einbe-

zogen worden sind, so sind sie vom Gebührenschuldner 2u ersetzen. Zu ersetzen sind insbesondere:
1. Fernsprech-, Telefax- und Zustellungskosten, soweit sie über das normale Maß hinausgehen,
2. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
3. Kosten für Zeugen und Sachverständige,
4. die bei Dienstgäschäften den beteiligten Verwaltungsangehörigen zustehenden Reisekostenvergütungen,
5. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,
6. Kosten für erforderliche Zusatzuntersuchungen, Fremdgutachten, externe Laboruntersuchungen
7. Kosten für die Aniorderung von notwendigeh Unterlagen (Befund- und Arztberichten, Röntgenbildern etc.)

(2) Die Auslagen sind auch danÄ zu ersetzen, wenn für eine Amtshandlung Gebührenfreiheit besteht oder von der
Gebührenerhebung abgesehen wird.

(3) Ersatz kann auch für Auslagen erhoben werden, die durch unbegründete Einwendungen verursacht worden sind.

§ 4 Gebühren-/Kostenschuldner
(1) Zur Zahlung der Kosten (Gebühren und Auslagen) ist dieienige (natürliche oder juristische) Person verpflichtet,' ' 

a. die die Amtshandlung beantragt bzw. zurechenbar verursacht oder zu dessen Gunsten sie vorgenommen
wird,

, b. die die Kosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung übernom-
men hat,

c. die für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
(2) Mehrere Kostenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung der Kostenschuld (Gebühren und Auslagen), Fälligkeit
(1) Die Gebühren - 6zw. Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag, notwendig ist, dem Grunde nach mit dessen' ' Eingäng, dei Uofre nacn mit der Beendigung der ge.bührenpfliöhtigen Amlshandlung" lm.Übrig.en.entsteht die

Ge§tinien- bzw. Kostenschuld dem Grun-de ünd der Höhe nach mit Beendigung der gebührenpflichtigen Amts-
handlung.

(2) Die Verp-flichtung zur Erstattung von Auslagen entsleht mit der Aufwendung. des zu.erstattenden Betrage_s, im' ' ÜOrigen mit dei Beendigung äer gebührenpflichtigen Amtshandlung. Auslagen können zusammen mit der
betreffenden Gebühr erhoben werden.

(3) Gebühren und Auslagen sind am Tag der Untersuchung bzu.,t..z1.t de.m !m Gebührenbescheid.angegebenen' ' Termin fällig. Die die Aintshandlung duichführende Stelle entscheidet, ob.eine Gebühr bar oder unbar zu entrich-
ten ist.

(4) Die Leistungserbringung kann von der Zahlung eines angemess_enen Vorschusses oder von einer angemesse-' ' nen Sicherh-eitsleistüng-bis zur voraussichtlichän Höheder Gebühren abhängig g_emacht werden.
(5) Wird gegen die gebühienpflichtige Handlung oder.die Gebührenfestsetzung ein Rechtsmittel eingelegt, so wird

dadurch die Fälligkeit der Gebühr nicht aufgeschoben.

§ 6 Ermäßigung, Stundung, Ellass
(1) Aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zlu Vermeidung sozialer Härten, können die Gebühren und Auslagen' ' 

ermäRiot festoesetzt üerden oder von der Festsetzung kann ganz abgesehen werden.
(Z) eereits"festge"setzte Gebühren und Auslagen können nach den für öffentliche Abgaben geltenden Vorschriften' ' gestundet, äiedergeschlagen oder ganz oä9r teilweise erlassen werden.

§ 7 lnkrafttreten
Diese Satzung einschließlich Gebührentarif - siehe Anlage - kitt am 01. Januar 2017 in Kraft. 9leichze-iti.g tritt.die
vom nat der§adt Hamm in seiner Sitzung am 06.11.2b01 beschlossene Gebührensatzung für den öffentlichen
Gesundheitsdienst der Stadt Hamm vom 20.1 1 .2001 außer Kraft.

Gebührentarif nachfolgend abgedruckt.
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Anlage zur Gebührensatzung für den öffentlichen Gesundheitsdienst der Stadt Hamm vom 19.'12.2016
Gebührentarif

Tarirstelle Gegenstand qebuhren-
maßstab

Gebühr / Euro

1 Amtliche Bescheinigungen, Zeugnisse
und Gutachten - Amtsärztlicher Dienst

1 Amlltcne Bescnerntgungen, HeTunoscnern,
schriftliche Auskunft, Zeugnis ohne nähere
gutachtliche Außerung

Arbeitsaufwand 2A-49€

1.2 Zeugnisse über ärztlichen Befund mit
kuzer qutachtlicher Außerunq

Arbeitsaufwand ö5 - lzt ?.

1 Liuracnren uoer arziltcnen EeTuno mtr
ausf ührlicher Beqründunq

142 - 446 €

2 Amülcne Eescnetntgungen, zeugnrsse uno
Gutachten - Zahnärztlicher Dienst

2.1 Amtliche Bescheinigungen, Betundschein,
schriftliche Auskunft, Zeugnis ohne nähere
outachtliche Außeruno

Arbeitsaufwand 40€

2.2 Zeugnisse über zahnäztlichen Befund mit kurzer
outachtlicher Außeruno

Arbeitsaufwand 71 - '110 €

2.3 Gutachten über zahnärztlichen Befund mit ausführli-
cher Beoründunq

Arbeitsaufwand 121 - 435€

3 Amtshandlungen oder Leistungen ärztlicher
oder zahnärztlicher Natur, die nach den amtlichen
Gebührenordnungen gebührenpf lichtig sind.
(Die nachstehenden Gebühren sind ggfl.
zusätzlich zu den Gebühren der Tarifstellen
1.1 bis 2.3 zu erheben.l

3.1 Amtshandlungen oder Leistungen ärztlicher Natur,
die nach der Gebührenordnung für Arzte (GOA) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 09.02.1996
(BGBI. 1S.210) in der gegenwärtig geltenden
Fassung gebührenpflichtig sind.

Fall 1,0- bis 1,8-fache Sätze
f ür Sonderleistungen gem.
Abschnitten A, E und O;
1,0- bis 1,1S{ache Sätze

für Sonderleistungen
gem. Abschnitt M des

Gebührenveneichnisses;
1,0- bis 2,3{ache Sätze

für Sonderleistungen
gem. den übrigen Ab-

schnitten des Gebühren-
verzeichnisses zur GOA.

Amtshandlungen oder Leastungen zahnaralrcher
Natur, die nach der Gebührenordnung für Zahnärzte
(GOZ) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22-10.1987 (BGBI. I S. 2316) in der gegenwärtig
oeltenden Fassuno oebührenoflichtio sind

l-all I,U- OtS z,5-Tacne öalze
für Sonderleistungen nach

der Gebührenordnung

J.J Amtshandlungen oder Leistungen ärztlicher oder
zahnärälicher Natur, die nach den amtlichen Gebüh-
renordnungen (GOA oder GOZ) gebührenpflichtig
sind und bei denen ein Leistungsträger im Sinne des
§ 12 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches
oder ein sonstiger öffentlich-rechtlicher Kostenträger
die Zahlung leistet (§ 11 GOA i § 3 GOZ).

Fall trtnTacne öarze Tur
Sonderleistungen nach

den Gebührenordnungen

4 Durchführung der zweiten Leichenschau einschlielJ-
lich der Ausstellung der amtlichen Bescheinigung
nach dem Gesetz über das Friedhofs- und Bestat-
tungswesen (Bestatiungsgesetz - BestG NRW) vom
17. Juni 2003 (GV. NRW. S.313) in der gegenwärtig
gültigen Fassung mit festen Terminen in den Räumen
dqs Krematoriums (inkl. Aufwand für die Wegstrecke)

Fall 20€

A Durchführung der zweiten Leichenschau einschließ-
lich der Ausstellung der amtlichen Bescheinigung
nach dem Gesetz über das Friedhofs- und Bestat-
tungswesen (Bestattungsgesetz - BesiG NBVl/) vom
1 7. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313) in der gegenwärtig
gültigen Fassung im Einzelfall an.anderem Ort (inkl.
Aufwand für die Weqstrecke)

Fall 60€

Bekanntmachungsanordnung
Die vom Rat der Stadt Hamm in seiner Sitzung am 13.12.201 6 beschlossene Gebührensatzung für den öffentlichen
Gesundheitsdienst der Stadt Hamm vom 19.12.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW. S.666/SGV. NRW. 2023) in der gegenwärtig gelten-
den Fassung kann gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung gegen dib Satzung nach Ablauf eines Jahres seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschlussyorher beanstandet oder
d) der Form- oder Vedahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hamm vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift oder die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
Hamm, 19.12.20'16 - Der Oberbürgermeister - gez. Hunsteger-Petermann
Veröffentficht: Westfälischer Anzeiger, Ausgabe Nr. 299 vom 23.12.2O16


